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Satzung der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik 
 

Anhang 3: Wahlordnung 
(Erlassen mit Beschluss des Senates vom 22.11.2022, geändert durch Beschluss des Senates vom 

07.03.2023, geändert durch Beschluss des Senates vom 19.12.2023) 

 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 

(1) Diese Wahlordnung gilt für die Wahl und Entsendung von Vertreter*innen in den Senat, in die 
Studienkommissionen, in die Forschungskommission (Team FOLEP) und in den Arbeitskreis für 
Gleichstellung und Frauenförderung (AKG) sowie für deren Vorsitzende an der Gustav Mahler 
Privatuniversität für Musik. Die Wahlordnung ergänzt die Bestimmungen der Satzung. 

 
(2) Die in den Bestimmungen der Satzung der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik 

normierten Entsendungsbestimmungen für die Wahl von Vertreter*innen in den Senat bzw. 
der Vertretung der Lehrenden und Studierenden in die Studienkommissionen und 
Forschungskommission (Team FOLEP) und in die Kommission für Gleichstellung und 
Frauenförderung bleiben unberührt. 

 
(3) Die Entsendung der Vertreter*innen der Studierenden in den Senat, in die 

Studienkommissionen und Forschungskommission (Team FOLEP) und in die Kommission für 
Gleichstellung und Frauenförderung erfolgt durch die Studierendenvertretung. 

 
 

§ 2 Wahlgrundsätze 
 

(1) Die Wahl erfolgt aufgrund des gleichen, unmittelbaren, persönlichen, geheimen und freien 
Wahlrechts nach den Grundsätzen des Persönlichkeits- und Mehrheitswahlrechts. Auf 
Verlangen zumindest eines Mitglieds des Kollegialorgans hat die Wahl darüber hinaus geheim 
zu erfolgen.  

 
(2) Die Wahl zum jeweiligen Organ bzw. Gremium hat zeitgerecht vor Ablauf der jeweiligen 

Funktionsperiode stattzufinden, sodass sich das neu gewählte Organ bzw. Gremium 
spätestens vier Wochen nach Ablauf der vorherigen Funktionsperiode konstituieren kann. 

 
 

§ 3 Wahlrecht 
 

(1) Aktiv und passiv wahlberechtigt sind alle Personen, die am Wahltag in einem aufrechten 

Dienstverhältnis zur GMPU stehen sowie alle Personen, die der GMPU vom Land Kärnten 

gemäß § 19 Abs. 7 K-MPrivHG zur dauernden Dienstleistung zugewiesen sind. 

 
(2) Gewählt wird innerhalb der Personengruppen. Ausnahmen sind die mittelbaren Wahlen in die 

Studienkommissionen und Forschungskommissionen (Team FOLEP). 
 

(3) Aktiv und passiv wahlberechtigt für die Wahl des/der Vorsitzenden sind alle Personen, die dem 
betreffenden Kollegialorgan angehören. 
 

(4) Die Mitglieder des Rektorats sind vom Wahlrecht ausgeschlossen. 
 

(5) Eine Wiederwahl ist uneingeschränkt möglich. 
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(6) Die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden sind zu entsenden. Die 

Studierendenvertretung gibt die zu entsendenden Mitglieder den jeweiligen Vorsitzenden der 
Kollegialorgane bekannt. 

 
 

§ 4 Wahlversammlung für die Wahlen des/der Vorsitzenden 
 

(1) Die Wahlversammlung für die Wahl des/der Vorsitzenden und dessen/deren Stellvertretung 
im jeweiligen Kollegialorgan besteht aus der Gesamtheit der stimmberechtigten Mitglieder 
des jeweiligen Kollegialorgans. 

 
(2) Der/Die Vorsitzende der Wahlversammlung des jeweiligen Kollegialorgans ist das dienstälteste 

Mitglied. Er/Sie wird durch die übrigen Mitglieder in der Reihenfolge ihres Dienstalters 
vertreten. 

 
 

§ 5 Einberufung zu Wahlen 
 

(1) Für jede Wahl ist von dem/der Vorsitzenden rechtzeitig ein Wahltermin festzulegen. 
 

(2) Die Wahlen (ausgenommen die Wahl des/der Vorsitzenden) sind am schwarzen Brett über ein 
Mitteilungsblatt der GMPU vier Wochen vor der Wahl auszuschreiben. 
 

(2a) Die Wahlkundmachung hat zu enthalten: 
1. den Tag, die Zeit, die Dauer und den Ort der Wahl, 
2. die Bezeichnung des zu wählenden Organs bzw. Gremiums, 
3. die Zahl der zu wählenden Mitglieder und Ersatzmitglieder, 
4. Fristen und Termine für die Briefwahl 

 

(3) Erfolgt die Wahl des/der Vorsitzenden eines Kollegialorgans, so ist die Wahl als eigener 
Tagesordnungspunkt auf der Einladung zur Sitzung unter gleichzeitiger Bekanntgabe der zu 
wählenden Funktion(en) anzuführen. In diesem Fall ist die Tagesordnung den Mitgliedern des 
Kollegialorgans spätestens drei Wochen vor der Sitzung bekannt zu geben. 

 
 

§ 6 Wahl 
 

(1) Die Wahl kann in einer Sitzung des jeweiligen Kollegialorgans erfolgen, sofern die Satzung 
nichts anderes bestimmt. 

 
(2) Wahlvorschläge für Mitglieder und Ersatzmitglieder können schriftlich, spätestens zwei 

Wochen vor dem Wahltag, bei dem/der Vorsitzenden des Kollegialorgans eingebracht werden. 
Der/die Vorschlagende hat sich im Vorhinein zu versichern, dass der/die Vorgeschlagene zur 
Kandidatur bereit ist. 

 
(2a) Die zugelassenen Wahlvorschläge sind unverzüglich nach Ende der Einreichfrist (§ 6 Abs. 2) 

allen Wahlberechtigten zugänglich zu machen. 
 

(3) Die Gewählten haben die Wahl anzunehmen oder abzulehnen. 
 
(4) Die Wahl zum/zur Vorsitzenden und dessen/deren Stellvertreter*in erfolgt in einem 

Wahlgang. Für das Zustandekommen eines Wahlergebnisses ist die Anwesenheit von 
mindestens Zweidrittel der Mitglieder des jeweiligen Kollegialorgans notwendig. 
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(5) Die Leitung, Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegt dem/der Vorsitzenden des 

jeweiligen Kollegialorgans. Er/Sie hat dafür Sorge zu tragen, dass die Wahlgrundsätze gemäß 
§ 2 eingehalten werden. Das Kollegialorgan bestellt mindestens einen/eine Wahlbeisitzer*in 
zur Unterstützung des/der Vorsitzenden im Zusammenhang mit der Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl. 

 
(6) Die Wahl erfolgt nach Überprüfung der Wahlberechtigung durch Stimmabgabe und Vermerk 

der Teilnahme. 
 

(7) Die Stimmabgabe erfolgt durch Einwurf des Stimmzettels in eine Wahlurne. 
 

(8) Über die Wahl ist ein Protokoll zu erstellen, das von dem/der Vorsitzenden und von dem/der 
Wahlbeisitzer*in zu unterzeichnen ist. Im Falle einer gemäß § 2 verlangten geheimen Wahl hat 
das Protokoll alle abgegebenen Stimmzettel als Beilage zu enthalten. 

 
 

§ 7 Briefwahl 
 

(1) Aktiv wahlberechtigte Personen, die voraussichtlich an der persönlichen Teilnahme an der 
Wahl verhindert sind, haben die Möglichkeit, mittels Briefwahl an der Wahl teilzunehmen. 
 

(2) Den Briefwähler*innen ist zu diesem Zweck von dem/der Vorsitzenden frühestens zwei 
Wochen vor der Wahl ein offizieller Stimmzettel samt Kuvert (Wahlkarte) gegen 
Übernahmebestätigung auszuhändigen. Der offizielle Stimmzettel kann auch elektronisch per 
Mail übermittelt werden. 
 

(3) Die Briefwahl ist gültig, wenn der Stimmzettel im verschlossenen Kuvert spätestens zu Beginn 
der Wahl bei dem/der Vorsitzenden eingelangt ist. Die persönliche Stimmabgabe des/der 
Wahlberechtigten ist auf geeignete Weise nachzuweisen. Das Wahlgeheimnis muss jedenfalls 
gewährleistet werden. 
 

(4) Die Übernahme des Stimmzettels ist von dem/der Vorsitzenden zu protokollieren. Die mittels 
Briefwahl eingelangten Stimmzettel sind unmittelbar nach Beginn der Wahl von dem/der 
Vorsitzenden in die Wahlurne zu werfen. 

 
 

§ 8 Wahlergebnis 
 

(1) Gewählt ist, wer die höchste Stimmenanzahl erhält. Als weitere Mitglieder sind jene 
Kandidat*innen bestellt, für die die zweithöchste bzw. dritthöchste, usw. Stimmenanzahl 
abgegeben wurde. 
 

(2) Alle verbleibenden gewählten Kandidat*innen fungieren als Ersatzmitglieder. Die Reihung der 
Ersatzmitglieder erfolgt nach Höhe der erlangten Stimmenanzahl. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. 

 

(3) Ersatzmitglieder treten gemäß ihrer Reihung bei einer Verhinderung der gewählten Mitglieder 
für die Dauer der Verhinderung sowie im Falle des Erlöschens der Mitgliedschaft (vorzeitiges 
Ausscheiden von gewählten Mitgliedern) für den Rest der Funktionsperiode an deren Stelle. 
Nähere Bestimmungen sind in den Geschäftsordnungen der jeweiligen Kollegialorgane zu 
regeln. 

 

(4) Der/die Vorsitzende hat das Wahlergebnis unverzüglich, jedoch spätestens binnen 14 Tagen 
am schwarzen Brett über ein Mitteilungsblatt der GMPU zu verlautbaren. 
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(5) Der/die Vorsitzende des Kollegialorgans hat die Stimmenauszählung in Zusammenarbeit mit 

dem/der Wahlbeisitzer*in in der Anwesenheit von allfälligen Wahlzeug*innen durchzuführen. 
Jeder/jede Kandidat*in hat das Recht einen Wahlzeugen/eine Wahlzeugin aus dem Kreis der 
aktiv Wahlberechtigten zu bestellen. 

 

(6) Die Unterlagen über die Wahl sind in geeigneter Form bis zum Ende der jeweiligen 
Funktionsperiode aufzubewahren. 

 
 

§ 9 Wahlanfechtung 
 

(1) Die Wahl kann innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses bei dem/der 
Rektor*in wegen Verletzung von Wahlvorschriften schriftlich mittels formlosen Einspruch 
angefochten werden. Die Person, die den Einspruch erhoben hat, hat ein Recht vom Rektor 
angehört zu werden. Der/Die Rektor*in entscheidet über eine eventuelle Wiederholung der 
Wahl. 

 
(2) Der/Die Rektor*in hat die Wahl aufzuheben, wenn Wahlvorschriften verletzt wurden und 

wenn bei Einhaltung dieser Bestimmungen ein anderes Ergebnis hätte zustande kommen 
können. 
 

(3) Nach rechtskräftiger Aufhebung hat zum ehestmöglichen Zeitpunkt eine neue Wahl 
stattzufinden. 
 

(4) Richtet sich der Einspruch lediglich gegen die zahlenmäßige Ermittlung des Wahlergebnisses, 
hat der/die Vorsitzende den Einspruch zu prüfen, die erfolgten Verlautbarungen 
erforderlichenfalls zu widerrufen sowie das richtige Wahlergebnis zu verlautbaren. 

 
 

§ 10 Vorzeitiges Ausscheiden von Mitgliedern 
 

(1) Mitglieder des Senats, der Studienkommissionen und des Arbeitskreises für Gleichstellung und 
Frauenförderung können während einer Funktionsperiode vorzeitig ausscheiden 

1. durch Beendigung des Dienstverhältnisses, 
2. durch Rücktritt oder 
3. durch Tod.  

 
(2) Eine Rücktrittserklärung ist gegenüber dem/der Vorsitzenden des Kollegialorgans abzugeben. 

 
(3) Die Nachbesetzung freiwerdender Mitgliedschaften erfolgt nach § 8 Abs. 3 dieser 

Wahlordnung. 
 
 

§ 11 Erlöschen der Vorsitzfunktion, vorzeitiges Ausscheiden bzw. Abberufung eines/r 
Vorsitzenden 
 

(1) Die Vorsitzfunktion im Kollegialorgan endet in folgenden Fällen: 
1. durch Beendigung des Dienstverhältnisses, 
2. durch Rücktritt, 
3. durch Verlust der Funktion oder 
4. durch Tod. 

 
(2) Eine Rücktrittserklärung ist gegenüber dem betreffenden Kollegialorgan in schriftlicher Form 

abzugeben. 
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(3) Die Abberufung des/der Vorsitzenden kann erfolgen, wenn er/sie seine/ihre Pflichten gröblich 

verletzt oder vernachlässigt hat oder nicht mehr in der Lage ist, seine/ihre Pflichten zu erfüllen. 
 

(4) Für die Abberufung des/der Vorsitzenden ist das betreffende Kollegialorgan zuständig. Die 
Abberufung erfolgt auf Antrag mit schriftlicher Begründung bei dem/der Vorsitzenden und 
dessen/deren Stellvertretung und bedarf zu seiner Gültigkeit der Zweidrittelmehrheit des 
Kollegialorgans mittels Unterschrift. 

 
(5) Im Falle des Erlöschens der Vorsitzfunktion übernimmt die gewählte Stellvertretung die 

Vorsitzfunktion und veranlasst ehestmöglich eine Neuwahl des/der Vorsitzenden. 
 

(6) Im Falle des Erlöschens der Stellvertreter*innenfunktion hat der*die Vorsitzende 

ehestmöglich eine Neuwahl der Stellvertretung zu veranlassen. 

 
 

§ 12 Informationsrecht 

 
(1) Der Fachbereich Rechtsangelegenheiten ist berechtigt, sich über alle Angelegenheiten im 

Zusammenhang mit der Leitung, Vorbereitung und Durchführung der Wahl sowie der 

Einhaltung der Wahlgrundsätze (§ 2) zu informieren. 

 


